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Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Kerstin 

Celina u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zur Wahlrechtsänderung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 

(Drs. 17/17576) 

- Zweite Lesung -

Ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich 

Frau Kollegin Celina das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 

Herren! Derzeit sind in Bayern 19.700 Menschen vom Wahlrecht ausgeschlossen, und 

fast alle von ihnen sind nicht deshalb vom Wahlrecht ausgeschlossen, weil ein Richter 

festgestellt hat, dass sie nicht fähig sind zu wählen. Nein, sie sind einfach pauschal 

vom Wahlrecht ausgeschlossen, und wir GRÜNE wollen das beenden. Wir GRÜNE 

sagen klar: 19.700 Menschen pauschal vom Wahlrecht auszuschließen, ist nicht in 

Ordnung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es war nicht in Ordnung, und es wird niemals in Ordnung sein, auch wenn Sie, liebe 

Kolleginnen und Kollegen von der CSU, erst einmal weiter daran festhalten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie sehen doch selbst Handlungsbedarf – das haben 

Sie im Sozialausschuss gesagt –, faktisch tun Sie aber nichts. Im Sozialausschuss 

haben Sie selbst gesagt, dass das Wahlrecht allen zustehe und es noch in dieser Le-

gislaturperiode zu einer Lösung dieser Frage käme. Das wäre doch ein gutes Thema 

für die Aktuelle Stunde heute gewesen: "Pauschalen Wahlrechtsentzug für Menschen 

mit Behinderung abschaffen". Das ist ein hochaktuelles Thema. Schade, dass Sie es 

nicht vorgeschlagen haben.
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Sie hätten heute in der Aktuellen Stunde darüber sprechen können, dass Sie sich als 

Fraktion eine Lösung wünschen, aber von Ihrer Staatsregierung nichts dazu kommt. 

Sie hätten heute sagen können, dass Sie, Frau Stamm, sich als Vorsitzende der Le-

benshilfe schon lange dahin gehend äußern, dass es hier eine Änderung geben 

müsse, um 19.700 Menschen in Bayern wählen zu lassen. Sie hätten auch darüber 

sprechen können, dass Verena Bentele, die Behindertenbeauftragte der Bundesregie-

rung, eine Streichung der Wahlrechtsausschlüsse in Bundes- und in Landeswahlge-

setzen fordert. Aber Ihnen ist ja nichts Aktuelles eingefallen.

Ist das das soziale Gewissen der CSU, das soziale Gewissen der CSU-Landtagsfrak-

tion? – Ich frage mich bei diesem Thema, das schon so lange immer wieder auf der 

Tagesordnung steht: Wo ist das Herz für Menschen mit Behinderung, in der Herzkam-

mer der CSU, die seit Jahren nichts tut, um diesen Menschen das elementare Recht 

auf Teilhabe an Wahlen zu geben?

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD)

Wenige Monate vor der Landtags- und der Bezirkstagswahl und nach jahrelangen De-

batten fällt Ihnen heute wahrscheinlich nichts Besseres ein, als unseren Gesetzent-

wurf, der einfach und praktikabel ist, abzulehnen, ohne etwas Eigenes vorzulegen. 

Gerade die Bezirkstage, die bald gewählt werden, sind für Menschen mit Behinderun-

gen zuständig, und Sie verweigern 19.700 Menschen, für die die Bezirke zuständig 

sind, ein Wahlrecht. Für die betroffenen Menschen mit Behinderung ist das einfach bit-

ter.

Wir GRÜNE bringen das Thema seit Jahren immer wieder auf die Tagesordnung, und 

Sie finden immer wieder Begründungen, es auf die lange Bank zu schieben und nichts 

tun zu müssen: mal ist es ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts, mal ist es ein Ab-

schieben auf die Bundesebene. Jetzt steht im neuen Koalitionsvertrag wieder einmal 

ein Passus:
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Unser Ziel ist ein inklusives Wahlrecht für alle. Wir werden den Wahlrechtsaus-

schluss von Menschen, die sich durch eine Vollbetreuung unterstützen lassen, 

beenden. Wir empfehlen dem Deutschen Bundestag, in seinen aktuellen Beratun-

gen zu Änderungen am Wahlrecht, dieses Thema entsprechend umzusetzen.

Solche Ziele haben Sie, aber Sie haben sie bisher nicht umgesetzt – weder auf 

Landes- noch auf Bundesebene. Das Ziel ist nicht neu, und ich frage mich, wie gedul-

dig das Papier diesmal ist. Vor der Wahl in Bayern wird garantiert nichts passieren. 

Das könnten Sie von der CSU heute ändern, aber Sie wollen nicht.

In Deutschland sind 84.500 Menschen pauschal vom Wahlrecht ausgeschlossen, 

19.700 davon leben in Bayern. 25 % der Betroffenen leben somit in Bayern, das aber 

nur 15 % der Bevölkerung der Bundesrepublik stellt. Gerade weil in Bayern so un-

glaublich viele Menschen unter Vollbetreuung stehen, sind in Bayern vergleichsweise 

viel mehr Menschen von der Wahl pauschal ausgeschlossen. Die Wahrscheinlichkeit, 

hier in Bayern nicht wählen zu dürfen, ist zwölfmal so hoch wie in Hamburg oder Bre-

men und dreimal so hoch wie in Baden-Württemberg.

Sie könnten das heute mit einem einfachen Federstrich ändern, und zwar vor der 

Landtags- und der Bezirkstagswahl im Oktober 2018. Das ist Ihre Aufgabe und nicht 

die des Bundesverfassungsgerichts. Das Bundesverfassungsgericht prüft, ob die Ein-

schränkung im Wahlrechtsausschluss gerade noch rechtlich möglich ist. Die morali-

sche Frage ist hingegen, ob der Wahlrechtsausschluss mit der UN-Behindertenrechts-

konvention vereinbar ist und ob Sie ihn auch für die Wahlen in diesem Oktober noch 

aufrechterhalten wollen. Diese Frage werden Sie als Abgeordnete heute hier beant-

worten müssen. Wenn Sie unseren Gesetzentwurf heute wieder ablehnen und nichts 

Eigenes vorlegen, haben Sie deutlich geantwortet und ein klares Votum gegen die be-

troffenen Menschen mit Behinderung abgegeben, denen Sie weiterhin verbieten, wäh-

len zu dürfen.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Frau Kollegin Celina. – Für die 

CSU-Fraktion hat sich Kollegin Guttenberger gemeldet. Bitte schön.

Petra Guttenberger (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Derzeit sind Personen, die in allen Angelegenheiten unter Betreuung 

stehen, vom Wahlrecht ausgeschlossen. Dies beruht unter anderem auf einer Studie, 

die die Bundesregierung in Auftrag gegeben hat und die zu dem Ergebnis kam, dass 

der Wahlrechtsausschluss in dieser Form – nur in dieser – nicht gegen die UN-Behin-

dertenrechtskonvention verstößt. Dieser Bericht von 2016 – nicht von sonst wann – 

wurde dem Landtag über Herrn Staatsminister Herrmann zugeleitet.

Derzeit ist auch noch eine Klage beim Bundesverfassungsgericht, eine Wahlprüfung, 

die letzte Bundestagswahl betreffend, anhängig. Ich halte das nicht für ein Abschieben 

auf die Bundesebene. Im Übrigen sind wir der Ansicht, dass die Kriterien für das Wäh-

len auf Bundes- und Landesebene sowie auf der kommunalen Ebene gleich sein soll-

ten.

Richtig ist außerdem – Sie haben es auch angesprochen, Frau Celina –, dass im Koa-

litionsvertrag klar steht, dass man ein inklusives Wahlrecht entwickeln will, und ich 

sage Ihnen deshalb: Auch wir wollen, dass auf Landes- und auf Bundesebene sowie 

auf der kommunalen Ebene die gleichen Kriterien Anwendung finden. Wir gehen 

davon aus, dass auf Bundesebene – nämlich beim Bundestag – auf der Grundlage 

dieses Koalitionsvertrages, so er denn zum Tragen kommt, eine entsprechende Initia-

tive gestartet wird, und werden das dann in Bayern auch nachvollziehen und einfüh-

ren.

Hier zu sagen, was das Bundesverfassungsgericht sagt, ist nicht so wichtig, das sei 

ein Abschieben auf die Bundesebene, und was dieses Gutachten im Auftrag der Bun-

desregierung ergeben hat, sei auch egal, weil auch das ein Abschieben auf die Bun-

desebene sei, ist für uns nicht zielführend, weil wir gleiche Kriterien auf allen Ebenen 

wollen, und wir lehnen das deshalb ab. Wir halten es nicht für sinnvoll, hier jetzt einen 
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Schnellschuss zu machen, sondern wir wollen eine gesicherte Basis, bei der sich jeder 

Mensch mit Behinderung darauf verlassen kann, dass er auf allen Ebenen – nämlich 

auf der Bundes- und der Landesebene sowie auf der kommunalen Ebene – nach den 

gleichen Kriterien das gleiche Wahlrecht hat. Wir lehnen den Antrag deshalb ab.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Einen kleinen Moment bitte, Frau Kollegin. Wir 

haben eine Zwischenbemerkung von Frau Kollegin Celina.

Kerstin Celina (GRÜNE): Liebe Frau Kollegin, Sie haben gesagt, Sie wollen auf allen 

Ebenen gleiche Kriterien für das Wählen. Sie sind aber nicht gleich. Erstens. Ich habe 

zum Beispiel auf kommunaler Ebene in den Bundesländern verschiedene Mindestalter 

für die Beteiligung an Wahlen.

Zweitens. Wenn man von gleichen Kriterien spricht, sollten auch die Kriterien dafür 

gleich sein, dass man unter Vollbetreuung kommt. Wie erklären Sie sich, dass in Bay-

ern 25 % der Menschen leben, die unter Vollbetreuung stehen, obwohl Bayern nur 

15 % der deutschen Bevölkerung ausmacht? Auch hier schaffen Sie keine gleichen 

Kriterien gegenüber den anderen Bundesländern.

Drittens. Von einem Schnellschuss zu sprechen, nachdem wir über Jahre hinweg da-

rüber reden und die UN-Behindertenrechtskonvention vor zehn oder elf Jahren unter-

schrieben wurde, ist, denke ich, ein wenig deplatziert.Der Schnellschuss kommt viel-

leicht nur daher, dass Sie seit Jahren nichts gemacht haben, um das Thema zu lösen, 

und dass jetzt die Wahlen in Bayern kommen. Diese können Sie nicht noch länger auf-

schieben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Petra Guttenberger (CSU): Frau Celina, ich möchte Sie an Ihren Gesetzentwurf erin-

nern. Sie haben bei diesem Tagesordnungspunkt nicht beantragt, ein anderes Wahlal-

ter einzuführen, sondern wir reden von Ihrem Gesetzentwurf, der besagt, dass auch 

Menschen mit Betreuung in allen Angelegenheiten einen Zugang zur Wahl haben sol-
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len. So ist das in Ihrem Gesetzentwurf drin. Und über diesen reden wir. Auf diesen 

habe ich geantwortet.

(Zuruf der Abgeordneten Kerstin Celina (GRÜNE))

Wir wollen, dass diese Kriterien dann auf allen Ebenen gleich angewendet werden. 

Das halten wir durchaus für einen vernünftigen Weg.

Dann geht es darum, dass wir jetzt im Rahmen der Koalitionsverhandlungen eine Ent-

scheidung getroffen haben, die besagt, dass wir das ändern wollen. Wie heißt es da 

so schön: Wir wollen ein inklusives Wahlrecht schaffen, und wir wollen deshalb einen 

pauschalen Ausschluss ausschließen. – Ich gehe davon aus, dass das auch umge-

setzt wird, sonst muss man ja keine Koalitionsverträge schließen. Jetzt sagen Sie: 

Nein, dem misstraue ich, ich will jetzt sofort eine Entscheidung treffen. – Das sehen 

wir anders. Das hat nichts damit zu tun, dass 2018 Wahl ist, sondern das hat etwas 

damit zu tun, dass sich der Bundesgesetzgeber jetzt auf den Weg macht. Da ging es 

um eine ganz andere Bewertung. Da ging es um die letzte Bundestagswahl und 

darum, dass wir jetzt eine Koalitionsregierung bilden.

Bei Ihrem dritten Punkt muss ich gerade passen. – Ah ja. Die Frage verstehe ich nicht. 

Wollen Sie damit unterstellen, dass man in Bayern diese Betreuung in allen Angele-

genheiten in nicht gerechtfertigter Weise ausspricht? Da muss ich offen sagen: Das 

halte ich für einen völlig unangemessenen Vorwurf. Wenn es im Rahmen eines ge-

richtlichen Verfahrens gemacht wurde, was in der Regel der Fall ist, dann sagen Sie, 

diese Entscheidung hat kein unabhängiges Gericht nach objektiven Kriterien getroffen. 

Ich muss sagen, das, was Sie da in den Raum stellen, ist starker Tobak.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Frau Kollegin Guttenberger. – Für 

die SPD-Fraktion darf ich jetzt Frau Kollegin Deckwerth das Wort erteilen. Bitte schön.
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Ilona Deckwerth (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen 

hier im Landtag! Wir haben heute zum wiederholten Male einen Gesetzentwurf mit der 

Thematik, dass Menschen mit Behinderung bzw. in diesem Fall Gruppen von Men-

schen mit Behinderung, die unter Vollbetreuung stehen, nicht automatisch vom Wahl-

recht ausgeschlossen werden können. Frau Guttenberger, ich muss einführend sagen: 

Ihre Stellungnahme hier war eine gebündelte Zusammenstellung von Gründen, warum 

man das nicht macht. Man könnte auch sagen, das war die verzweifelte Suche nach 

Gründen, dass man nicht hier und heute dieses Wahlrecht, das berechtigte Wahlrecht 

für Menschen mit Behinderung, mit entscheidet.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜNEN)

Hier darf ich darauf hinweisen – ich zitiere jetzt mal –:

Das Recht, zu wählen und gewählt zu werden, ist nicht irgendein Recht. In einem 

demokratischen Gemeinwesen ist das Wahlrecht das politische Grundrecht 

schlechthin.

Das hat ein Herr Leander Palleit in seinem Buch "Gleiches Wahlrecht für alle?" bereits 

2011 veröffentlicht. Herausgeber war das Deutsche Institut für Menschenrechte. Das 

ist "die" unabhängige nationale Menschenrechtsinstitution in Deutschland. 2011 war 

das. Die EU-Menschenrechtskonvention spricht von einer unzulässigen Stigmatisie-

rung – das ist ein Zitat – von Menschen mit Behinderung. Das heißt, wir haben eine an 

sich selbstverständliche Forderung, die Forderung, dass Menschen mit Behinderung 

bei Wahlen gleichberechtigt ihr Recht ausüben können sollen. Wir haben eine UN-Be-

hindertenrechtskonvention im Jahr 2006 gebraucht, um diese Forderung deutlich zu 

Papier zu bringen. Wir haben seither zwölf Jahre vergehen lassen müssen. Da war 

zwischendrin 2013 ein Anlauf auf Bundesebene. Der Bundesrat hat das empfohlen 

und auch eingefordert. Wir haben hier als Landtagsfraktion 2013 und 2014 zwei An-

läufe gemacht, die abgelehnt wurden. Inzwischen haben mit Nordrhein-Westfalen und 

Schleswig-Holstein Bundesländer dieses Recht eingeführt.
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Nur wir hier in Bayern haben die Situation, dass 2017, jetzt von den GRÜNEN, die Ini-

tiative wieder ergriffen wurde. Aber leider wurde das in der Ersten Lesung durch Sie 

von der CSU abgelehnt. Auch die Ausschussberatungen haben leider keinen Erfolg 

gebracht, wobei die Argumentationslinien in den Ausschüssen schon so interessant 

sind, dass man kurz darauf hinweisen muss. In dem Ausschuss für Verfassung, Recht 

und Parlamentsfragen wurde von meinem Kollegen Herrn Arnold explizit dargestellt, 

dass bei einem Ausschluss vom Wahlrecht immer nur eine Einzelfallbetrachtung ange-

bracht ist. Deswegen solle jemand nur durch Richterbeschluss vom Wahlrecht ausge-

schlossen werden dürfen. Das ist ein ganz expliziter Punkt, der aber seitens Ihrer 

Fraktion leider nicht berücksichtigt wird.

Herr Arnold hat außerdem den Willküraspekt genannt. Der Willküraspekt liegt darin, 

dass wir hier eine Gruppe von Menschen, die unter Vollbetreuung stehen, ausschlie-

ßen, dass aber genau die gleiche betroffene Gruppe, wenn vorher eine Patientenver-

fügung verfasst oder eine Vorsorgevollmacht ausgestellt wurde, sehr wohl ihr Wahl-

recht behält. Das ist einfach widersprüchlich. Die einen bekommen es, die anderen 

nicht. Diese Form von Willkür, diese pauschale Form des Wahlrechtsausschlusses, 

muss endlich abgeschafft werden. Wir hatten dann leider in dieser Sitzung des Verfas-

sungsausschusses die Ablehnung erfahren müssen.

Aber im Sozialausschuss vom 01.02. gab es eine sehr interessante Diskussion. Da 

beziehe ich mich jetzt auf den Beitrag von Herrn Reichhart. Er äußert sich in dieser 

Runde sinngemäß so, dass die CSU – das hat sie damals, am 01.02., auch gemacht – 

diese Gesetzesinitiative wieder ablehnt, aber er hat für sich persönlich die Notwendig-

keit gesehen, dass etwas getan werden muss. Ja, Herr Reichhart, da gebe ich Ihnen 

vollkommen recht. Es muss etwas getan werden. Es besteht wirklich dringend Hand-

lungsbedarf. Da zitiere ich jetzt den Koalitionsvertrag, bei dem im Prinzip nur noch der 

Mitgliederentscheid der SPD abzuwarten ist. Aber die CSU hat damit entsprechend 

bestätigt, dass sie mit einsteigen will. Ich zitiere wörtlich:
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Unser Ziel ist ein inklusives Wahlrecht für alle. Wir werden den Wahlrechtsaus-

schluss von Menschen, die sich durch eine Vollbetreuung unterstützen lassen, 

beenden. Wir empfehlen dem Deutschen Bundestag, in seinen aktuellen Beratun-

gen zu Änderungen am Wahlrecht, dieses Thema entsprechend umzusetzen.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt haben wir die Situation, dass wir in Bayern in einem halben Jahr wieder Wahlen 

haben. Ich appelliere einfach: Packen wir das doch sofort an! Wir müssen nicht war-

ten, bis das in den nächsten vier Jahren vom Bundestag geändert wird. Lassen Sie 

uns jetzt dieses wirklich große Unrecht beenden! Beenden wir diesen pauschalen 

Wahlrechtsausschluss einer Gruppe von Menschen mit Behinderung. Sorgen wir 

dafür! Warten wir nicht, bis der Weg über die Bundesebene frei wird. Wie gesagt, in 

einem halben Jahr sind Wahlen, bei denen diese Menschen dann auch in Bayern ihr 

Recht bekommen können. Von daher bitten wir Sie um Ihre Unterstützung für eine ge-

rechte Teilhabe. Das ist Demokratiestärkung. An einem Tag wie heute, an dem die Ge-

schwister Scholl im Mittelpunkt standen, wäre der Zeitpunkt wunderbar, über seinen 

Schatten zu springen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Frau Deckwerth. – Jetzt folgt Frau 

Kollegin Guttenberger zu einer Zwischenbemerkung. Bitte schön.

Petra Guttenberger (CSU): Frau Kollegin, ich müsste fast spaßig sagen, Sie haben 

gegen die GroKo gestimmt, und darum wissen Sie, dass das Gesetz jetzt nicht schnell 

auf den Weg gebracht wird. Okay, aber das lassen wir jetzt mal. Das war jetzt eine 

etwas böse Bemerkung, die ich zurücknehme. – Sie sagen, es erfolgt ein Verstoß 

gegen die UN-Behindertenrechtskonvention. Jetzt muss ich ehrlich sagen: Warum ig-

norieren Sie nach wie vor diese von der Bundesregierung in Auftrag gegebene Stu-

die? Die Ministerin damals, die es, glaube ich, noch in Auftrag gegeben hat, hieß 

Schwesig. Jetzt heißt sie Barley. Potzblitz, welcher Partei gehört sie denn an? – Näm-
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lich der Ihren. Ich gehe davon aus, dass diese Studie Bestand hat. Zu behaupten, da 

läge ein Rechtsverstoß vor, ist schlicht falsch. Davon gehe ich jetzt mal aus. Wie Sie 

schon sagten – Sie haben das zitiert, ich habe es auch zitiert –: Wenn sich der Bund 

entsprechend auf den Weg macht, werden wir das auch auf bayerischer Ebene nach-

vollziehen.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Bitte.

Ilona Deckwerth (SPD): Ihre Eingangsbemerkung ist für mich nicht nachvollziehbar. 

Da habe ich jetzt keinen Zusammenhang, auf was Sie das beziehen. Mit meinen Äu-

ßerungen können Sie es jedenfalls nicht in Verbindung bringen.

Das Zweite ist: Sie bestätigen das noch einmal. Sie haben praktisch nur Hindernisse 

gesucht. Hier geht es aber um ein berechtigtes Wahlrecht, und zwar auf allen Ebenen. 

Wir brauchen in Bayern nicht zu warten, bis es in den nächsten Jahren auf Bundes-

ebene realisiert wird. Wir haben hier als Parlament unser Recht und unsere Möglich-

keit, dieses Recht zu schaffen. Es ist ein Grundrecht, ein demokratisches Grundrecht. 

Ich fordere auch die CSU auf mitzugehen.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Frau Kollegin Deckwerth. – Kollege 

Streibl für die Fraktion FREIE WÄHLER, bitte sehr.

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Damen und Herren, Herr Präsident! 

Das Wahlrecht ist eines der höchsten Rechtsgüter, die wir in der Demokratie haben. 

Hierdurch wird festgelegt, in welche Richtung sich ein Land entwickelt, wie es regiert 

wird, wie die Politik gemacht wird. Von soher sollten wir mit diesem Rechtsgut sehr 

sensibel umgehen. Wir unterstützen diesen Gesetzentwurf; denn wir sehen hier in der 

jetzigen Praxis einige Gerechtigkeitslücken klaffen.

Was wird kritisiert? – Alle Menschen, die unter Vollbetreuung stehen, sind automatisch 

vom Wahlrecht ausgeschlossen. Das halte ich für einen unzulässigen Rückschluss. 
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Man kann nicht sagen: Wer unter Vollbetreuung steht, ist automatisch vom Wahlrecht 

ausgeschlossen. Ich denke, hier muss man wirklich den Einzelfall prüfen. In meiner 

anwaltlichen Praxis habe ich viele Betreuungsfälle gesehen, und da kann man sagen: 

Man kann hier höchst unterschiedlich urteilen. Dass ein Richter genau drauf schaut 

und dann das erst feststellt, ist eigentlich das Wichtige. Der Gesetzentwurf besagt: 

"Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht 

besitzt." – Das ist im Grunde alles, um das es geht, dass man wirklich den Einzelfall 

prüft und genau hinschaut. Das ist für eine Demokratie und für einen Rechtsstaat ei-

gentlich genau das, was angemessen ist, und nicht, dass man automatisch unterstellt, 

dass jemand, weil er unter Vollbetreuung steht, nicht wählen kann. Das ist eigentlich 

eine unzulässige Unterstellung.

Meine Damen und Herren, eine weitere Ungerechtigkeit oder Gerechtigkeitslücke 

steckt natürlich auch darin, dass nur ein gewisser Teil der Menschen unter Vollbetreu-

ung kommt. Diejenigen, die eine Vorsorgevollmacht treffen, fallen gar nicht in das Be-

treuungsrecht. Sie können die Betreuung ganz locker umgehen. Sie können auf jeden 

Fall weiter wählen. Von soher müsste man dann jedem raten, eine Vorsorgevollmacht 

zu treffen, wenn er das Wahlrecht behalten will. Dann kommt er überhaupt nie in die 

Gefahr. Das heißt: Die jetzige Regelung ist eigentlich ungerecht gegenüber allen an-

deren, weil hier differenziert wird. Von soher unterstützen wir das Ganze. Auch das 

Deutsche Institut für Menschenrechte, die offizielle Monitoring-Stelle zur UN-Behinder-

tenrechtskonvention, hat gesagt, dass das hier einen diskriminierenden Charakter hat 

und unverhältnismäßig ist. Es stimmt, man kann es so machen, aber ob das sinnvoll 

ist, ob man damit den Menschen, der Demokratie und dem Rechtsstaat in unserem 

Land gerecht wird, bezweifle ich. Deswegen bitte ich: Unterstützen Sie diesen Gesetz-

entwurf.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Kollege Streibl. – Weitere Wortmel-

dungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen, und wir kommen 

zur namentlichen Abstimmung.

Der Abstimmung liegt der Initiativgesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN auf Drucksache 17/17576 zugrunde. Der federführende Ausschuss für Verfas-

sung, Recht und Parlamentsfragen empfiehlt die Ablehnung des Gesetzentwurfs. Ich 

eröffne die Abstimmung. Fünf Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 16.54 bis 16.59 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung und bitte Sie, die Plätze einzunehmen. Jetzt folgt eine 

weitere, nicht namentliche Abstimmung, dann eine weitere namentliche Abstimmung. 

Deswegen bitte ich, die Plätze einzunehmen. –

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Ich bitte, die Plätze für die Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag von vorhin einzuneh-

men. – Ich würde gerne eine Abstimmung durchführen und bitte Sie, die Plätze einzu-

nehmen. –

Wir kommen zurück zu den beiden Dringlichkeitsanträgen zum Thema Binnengrenz-

kontrollen. Ich beginne mit der nicht namentlichen Abstimmung zum Antrag auf Druck-

sache 17/20839; das ist der Antrag der FREIEN WÄHLER. Wer diesem Antrag seine 

Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Fraktion 

FREIE WÄHLER. Gegenstimmen, bitte. – CSU-Fraktion, SPD, BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und Kollege Felbinger (fraktionslos). Gibt’s Enthaltungen? – Keine. Damit ist 

der Antrag abgelehnt.

Jetzt kommen wir zur namentlichen Abstimmung über den Dringlichkeitsantrag der 

CSU-Fraktion auf Drucksache 17/20792. Ich eröffne die Abstimmung. Sind Sie mit drei 

Minuten einverstanden? – Danke. – Noch 15 Sekunden.
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(Namentliche Abstimmung von 17.01 bis 17.04 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich schließe die Abstimmung. Ich bitte Sie, die Plätze ein-

zunehmen. Das Ergebnis wird wie immer draußen ermittelt.

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 17/20793 bis 17/20798 sowie die 

Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 17/20840 und 17/20841 werden in die zu-

ständigen federführenden Ausschüsse verwiesen.

(...)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Ge-

setzentwurf der Abgeordneten Schulze, Hartmann, Celina und anderer und Fraktion 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) zur Wahlrechtsänderung zur Umsetzung der UN-Behin-

dertenrechtskonvention auf Drucksache 17/17576: Mit Ja haben 55 Abgeordnete, mit 

Nein 67 Abgeordnete gestimmt. Stimmenthaltungen gab es eine. Damit ist der Gesetz-

entwurf abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)
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